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Aktenaufbewahrung und Aktenherausgabe bei Mandatsübertragung
Ausgangslage

Ich nehme Ihren Beratungsdienst gerne für folgende Fragen in Anspruch:

1. Wie lange dauert die Aktenaufbewahrungspflicht für Amtsvormundschaften bei der Führung des vormundschaftlichen Mandates?

2. Was alles zählt zu den Akten, die der Aufbewahrungspflicht unterliegen? Muss jeder Brief/jedes Schriftstück (z.B. das Schreiben an das Mündel mit Einladung zu einem Besprechungstermin oder alte Krankenkassenpolicen) aufbewahrt werden?

3. Welche Akten müssen bei einer Übertragung an einen anderen Mandatsträger (z.B. bei Wohnortwechsel des Mündels und der damit verbundenen Übertragung auf eine andere zuständige Vormundschaftsbehörde) weitergegeben werden? Das ganze Dossier? Oder nur ausgewählte, für den Nachfolger zur Mandatsführung notwendige Akten (z.B. Krankenkassenpolice, Bankunterlagen etc.)?

Erwägungen

1. Dauer der Aktenaufbewahrungspflicht für Amtsvormundschaften

Weder das ZGB noch das EG ZGB AG noch die Verordnung des Regierungsrates über das Vormundschaftswesen vom 16. Februar 1994 enthalten Bestimmungen über die Dauer der Aufbewahrung von Vormundschaftsakten. Ein Kreisschreiben der Vormundschaftskammer des Obergerichts, das sich dazu äusserte, ist mir nicht bekannt (eine entsprechende Auskunft ist zur Zeit wegen Ferienabwesenheiten nicht erhältlich). In der einschlägigen Literatur wird überall die Aktenführungspflicht bejaht, man findet aber keine Ausführungen über die Dauer der Aufbewahrungspflicht (z.B. Aldo Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, Diss. Zürich 1993, § 5 Aktenführung durch die vormundschaftlichen Organe S. 37-46) oder die Ausführungen sind für das Vormundschaftsrecht nicht oder nur beschränkt tauglich (z.B. Alexander Dubach, Das Recht auf Akteneinsicht, Diss. Bern, Zürich 1990, S. 328 ff.). 

Aufgrund der Bedeutung von Vormundschaftsakten für die Betroffenen und der daraus abgeleiteten Doktrin über die Akteneinsicht in Vormundschaftsakten, wonach ein Einsichtsrecht auch nach Aufhebung einer Massnahme besteht, empfiehlt sich eine lange (mehrere Jahrzehnte) Aufbewahrungsdauer. Dies gilt insbesondere für sog. Statusakten (Vaterschaften, Anfechtungen, Adoptionsakten), die zwar auch bei Gerichten und anderen zuständigen Behörden (Aufsichtsbehörden) zugänglich sein sollten. Falls die Vormundschaftsbehörden diese Akten „dauernd“ aufbewahren, könnten die Amtsvormundschaften sich mit kürzeren Aufbewahrungszeiten begnügen. Da aber offensichtlich auch bei den Gemeinden keine einheitliche Praxis besteht, ist es wohl sicherer, nach Möglichkeit auch in den Dienststellen die Akten lange aufzubewahren und sich nicht darauf zu verlassen, dass sie bei der Vormundschaftsbehörde noch greifbar sind. 
2. Umfang der von der Aufbewahrungspflicht erfassten Akten

Dazu gehören sicher alle sog. Behördenakten: Anordnungs,- Änderungs- Aufhebungsbeschlüsse, Zwischen- und Schlussberichte, Vormundschaftsrechnungen. Ich würde dazu auch die Aktennotizen des Mandatsträgers oder der Mandaträgerin zählen, die Auskunft geben über den Betreuungsablauf. Die früher auch vom Bundesgericht gemachte Unterscheidung von „internen Akten“ (Referate des Sachbearbeiters, Dienstvermerke, Mitberichte, Notizen etc.) die vom Akteneinsichtsrecht ausgenommen waren und der Akteneinsicht unterliegenden Behördenakten ist im Lichte der neueren Lehre nicht mehr haltbar.(vgl. dazu Jörg Paul Müller, Grundrechte in der Schweiz, Bern 1999, S. 528 ff.). Aktennotizen über Kontakte des Mandatsträgers mit der betreuten Person, auch solche, die Fehlverhalten, Probleme und Schwächezustände betreffen, sollten so abgefasst werden, dass sie jederzeit vom Klienten eingesehen werden können. Jörg Paul Müller definiert Akten in die ein Einsichtsrecht besteht als „jede schriftliche oder elektronische Aufzeichnung, welche geeignet ist, der Behörde oder dem Gericht als Grundlage des Entscheids zu dienen“ (a.a.O.). Dazu gehört sicher auch ein Grossteil der persönlichen Notizen eines Amtsträgers.

In diesem Lichte erscheint es schwierig und als wenig praktikabel, Dossiers „auszusortieren“, obwohl sie unter dem Gesichtspunkt der Akteneinsicht mit „nutzlosem“ Material „belastet“ sind.

3. Weitergabe von Akten bei der Übertragung eines Mandats auf eine andere Vormundschaftsbehörde und einen anderen Mandatsträger

In meiner Wegleitung vertrete ich die Auffassung, dass es weder unter berufsethischen noch rechtlichen Gesichtspunkten vertretbar ist, ganze Aktendossiers von einer Dienststelle zur anderen zu verschieben. Ich plädiere für die Übergabe der bisherigen Rechenschaftsberichte und die weiteren Behördenakten (namentlich Beschlüsse), allenfalls ergänzt durch einen zusätzlichen mündlichen oder schriftlichen Bericht, der Aufschluss gibt über wichtige Punkte, die nicht in den Rechenschaftsberichten enthalten sind. Selbstverständlich werden auch die persönlichen Dokumente übergeben; die Handakten bleiben aber in der bisherigen Dienststelle (Ch. Häfeli, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, 3. Auflage Wädenswil 1998, S. 226).
HSA Luzern

Christoph Häfeli
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